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Die Bundeswehr führt am 23. Juli 2026 
eine Truppenübung durch.

Bezeichnung: Gewässerüberquerung

Übungstruppe: 5./PzBtl 104

Übungsraum:
Stadt Regensburg; Landkreis Regens-
burg; Stadt Kelheim; Landkreis Kelheim

Anmerkung zur Übung:
Die Übung findet im freien Gelände statt.
Es handelt sich schwerpunktmäßig um 
Übungshandlungen mit maß- und ge-
wichtsüberschreitenden Rad-Kfz und Pio-
nierbooten ohne Motor mit Schwerpunkt 
auf der Donau.

Voraussichtliche Ballungsräume im 
Übungsgebiet sind nicht gemeldet.
Straßen mit mehr als verkehrsüblicher Be-
nutzung sind nicht gemeldet.

Anmerkungen und Hinweise:
Um eine Gefährdung der übenden Truppe 
und anderer sich im Bereich aufhaltenden 
Personen, wie z. B. Jagd-, Fischerei- oder 
Schifffahrtsberechtigte, auszuschließen, 
wird die Bevölkerung um Beachtung der 
Übungstätigkeiten der Bundeswehr ge-
beten.
Es wird darauf hingewiesen, dass von lie-
gengebliebenen militärischen Sprengmit-
teln (Fundmunition usw.) Gefahren ausge-
hen können. Zudem wird ausdrücklich vor 
dem Kontakt bzw. der Mitnahme etwaigen 

Gegenständen gewarnt.
Unbefugter Umgang mit Sprengmitteln 
kann nach dem Waffengesetz und dem 
Sprengstoffgesetz strafrechtlich verfolgt 
werden.

Mitteilungen von Manöverschäden sind an 
die jeweilige Gemeinde, auf deren Gebiet 
der Schaden entstanden ist, zu melden.
Manöverschäden im Stadtgebiet Regens-
burg sind umgehend, längstens jedoch 
innerhalb eines Monats nach Beendigung 
der Übung schriftlich bei der Stadt Re-
gensburg, Amt für öffentliche Ordnung und 
Straßenverkehr, Abteilung für öffentliche 
Sicherheit und Ordnung sowie Gewerbe-
wesen, Johann-Hösl-Str. 11, 93053 Re- 
gensburg, geltend zu machen.
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Aufgrund der Art. 20 a, 23, 35 und 56 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern erlässt die Stadt Regensburg folgende 
Satzung: 

§ 1

Die Satzung der Stadt Regensburg über 
die Rechtsstellung der Bürgermeister 
und Bürgermeisterinnen und über die 
Entschädigung ehrenamtlich tätiger Per-
sonen (Rechtsstellungs- und Entschädi-
gungssatzung) vom 12. Juni 1997 (AMBl. 
Nr. 26 vom 30. Juni 1997), zuletzt geän-
dert durch die Satzung vom 30. Novem-
ber 2022 (AMBl. Nr. 49 vom 5. Dezem- 
ber 2022) wird wie folgt geändert: 

1.	 § 2 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

(1) Den ehrenamtlichen Stadtratsmit-
gliedern wird eine monatliche Ent-
schädigung von 986,51 Euro (Stich-
tag: 01.05.2026) sowie eine jährliche 
Sonderzahlung im Dezember ge-
währt.

2.	 § 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Die Vorsitzenden von Fraktionen 
erhalten eine zusätzliche monatliche 
Aufwandsentschädigung in gleicher 
Höhe wie die Entschädigung für eh-
renamtliche Stadtratsmitglieder nach 
Absatz 1. Stellvertretende Vorsit-
zende von Fraktionen mit mehr als 
3 Mitgliedern erhalten die Hälfte des 
Betrages. Die zusätzliche Aufwands-
entschädigung nach Satz 2 wird bei 
Fraktionen mit 4 bis 7 Mitgliedern 
für höchstens eine stellvertretende 
Vorsitzende/einen stellvertreten-
den Vorsitzenden, bei Fraktionen ab  
8 Mitgliedern für höchstens zwei stell-
vertretende Vorsitzende gewährt. Die 
zusätzliche Aufwandsentschädigung 
nach den Sätzen 1 und 2 kann auf 
Wunsch der Fraktion anteilig oder 
vollständig an mehrere Personen 

oder eine einzelne Person gezahlt 
werden.

3.	 § 2 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

Neben den Entschädigungen nach 
Abs. 1 und 2 erhalten die ehrenamt-
lichen Stadtratsmitglieder ein Sit-
zungsgeld von je 30,00 Euro für die 
notwendige Teilnahme an Sitzungen 
des Stadtrates, seiner Ausschüsse, 
sowie für die Teilnahme an bis zu  
40 Fraktionssitzungen pro Jahr. Für 
die Sitzungen des Rechnungsprü-
fungsausschusses erhält der/die 
Vorsitzende ein Sitzungsgeld von je 
60,00 Euro.

4.	 § 2 Absatz 4 Satz 6 erhält folgende 
Fassung: 

Erfolgt der Verwendungsnachweis 
nicht fristgerecht, wird die Auszah-
lung der Mittel eingestellt. 

5.	 § 2 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

(6) Den im Stadtrat vertretenen Frak-
tionen wird jeweils ein in Größe und 
Ausstattung zweckentsprechendes, 
bei Bedarf barrierefreies Fraktionsbü-
ro zur Verfügung gestellt. Den Fraktio-
nen wird zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Fraktionspersonal nach Maßgabe der 
vom Stadtrat nachfolgend festgeleg-
ten Stellenwertigkeiten entsprechend 
der Sätze 3 bis 5 zur Verfügung ge-
stellt. Fraktionen mit einer Stärke ab 
8 Mitgliedern wird für die Fraktionsar-
beit entweder ein Mitarbeiter/eine Mit-
arbeiterin im Beamtenverhältnis der 
3. Qualifikationsebene (Besoldungs-
gruppe A 13) oder ein Beschäftigter/
eine Beschäftigte (EGr. 12 TVöD) 
sowie eine Bürokraft der Entgeltgrup-
pe 6 jeweils in Vollzeit gestellt. Frak-
tionen mit 4 bis einschließlich 7 Mit-
gliedern wird für die Fraktionsarbeit 

entweder ein Mitarbeiter/eine Mit-
arbeiterin im Beamtenverhältnis der 
3. Qualifikationsebene (Besoldungs-
gruppe A 11) oder ein Beschäftigter/
eine Beschäftigte (EGr. 10 TVöD) in 
Vollzeit sowie eine Bürokraft der Ent-
geltgruppe 6 in Teilzeit mit der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit gestellt. 
Fraktionen mit 2 oder 3 Mitgliedern 
wird für die Fraktionsarbeit entweder 
ein Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin im 
Beamtenverhältnis der 2. Qualifika-
tionsebene (Besoldungsgruppe A 8) 
oder ein Beschäftigter/eine Beschäf-
tigte (EGr. 9a) in Teilzeit mit der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit gestellt. 
Sofern eine Personalbereitstellung 
nicht erfolgt, werden den Fraktionen 
auf deren Antrag hin die Kosten für 
selbstangestelltes Personal im Rah-
men der Sätze 3 bis 5 erstattet. Die 
Erstattung erfolgt in Form direkter 
Vergütungszahlungen an das be-
treffende Fraktionspersonal. Sie wird 
längstens für den Zeitraum des Be-
stehens der Fraktion und frühestens 
ab Beginn der Amtsperiode gewährt. 

6.	 § 2 Abs. 9 Satz 3 lautet künftig folgen-
dermaßen:

Selbstständige ehrenamtliche Stadt-
ratsmitglieder, die nachweislich über-
wiegend Einkünfte aus selbständiger 
Tätigkeit erzielen, erhalten auf Antrag 
für die durch die Teilnahme an den 
Sitzungen nach Satz 1 Buchstabe a) 
und b) entstehende Zeitversäumnis 
eine Verdienstausfallentschädigung 
von 40 Euro für jede angefangene 
Stunde Sitzungsdauer.

7.	 § 2 Abs. 10 Satz 1 und Satz 2 erhal-
ten folgende Fassung: 

Die stimmberechtigten Mitglieder 
des Jugendhilfeausschusses und 
des Stiftungsausschusses für die 
Evangelische Wohltätigkeitsstiftung 
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Regensburg (EWR), die nicht eh-
renamtliche Stadtratsmitglieder sind 
sowie die beratenden Mitglieder des 
Jugendhilfeausschusses erhalten ein 
Sitzungsgeld. Das Sitzungsgeld für 
die Mitglieder des Umlegungsaus-
schusses wird auf 30,00 Euro fest-
gesetzt.

8.	 § 3 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

Die Mitglieder des Inklusionsaus-
schusses (§ 4 Abs. 1 der genannten 
Geschäftsordnung) erhalten darü-
ber hinaus ein Sitzungsgeld von je  
30,00 EUR für die notwendige Teil-
nahme an maximal 6 Sitzungen des 
Inklusionsausschusses pro Jahr.

9.	 § 3 Abs. 8 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

Die stimmberechtigten Mitglieder des 
Arbeitsausschusses (§ 3 Abs. 1 Sät-
ze 1 und 2 der genannten Geschäfts-
ordnung) erhalten darüber hinaus ein 
Sitzungsgeld von je 30,00 EUR für die 
notwendige Teilnahme an maximal  
6 Sitzungen des Arbeitsausschusses 
pro Jahr.

10.	 § 3 Abs. 9 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

Die Mitglieder der zu Themenschwer-
punkten eingerichteten Arbeitsgrup-
pen (§ 5 der genannten Satzung) 
erhalten darüber hinaus ein Sit-

zungsgeld von je 30,00 EUR für die 
notwendige Teilnahme an maximal 
sechs Sitzungen der Arbeitsgruppen 
pro Jahr.

§ 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 

Regensburg, den 13.05.2026

Dr. Thomas Burger
Oberbürgermeister
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Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt, folgende Aufträge zu verge-
ben:

1. Offenes Verfahren nach VgV
62-2026-396-EF Betrieb des Kulturen-
raums M26
Absendung der Auftragsbekanntmachung 
im EU-Amtsblatt am 26.06.2026

Nähere Informationen zu oben genannter 
Ausschreibung siehe unter www.vergabe.
bayern.de.

2. Öffentliche Ausschreibung nach UVgO
62-2026-419-A Lieferung von Briefum-
schlägen und Versandtaschen – 3 Lose
62-2026-408-A Lieferung und Montage lo-
ser Ausstattung für Sporthallen WvSG

Nähere Informationen zu oben ge-
nannten Ausschreibungen siehe unter  
www.vergabe.bayern.de und www.re-
gensburg.de/vergaben

Vorankündigung
Information über beabsichtigte Be-
schränkte Ausschreibungen nach  
§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A 2019 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben

Öffentliche Ausschreibungen

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther Str. 3
93047 Regensburg
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de
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